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Einleitung 

"Ne bis in idem" - niemand darf wegen derselben Tat mehrmals bestraft 
(oder auch nur angeklagt) werden (Art. 103 Abs. 3 GG). Seit Beginn der 
Rechtsprechung des Reichsgerichts bereitet dieser auch der StPO von 1877 
zugrunde liegende Rechtssatz den deutschen Gerichten erhebliche Schwierig-
keiten, denn was unter "derselben Tat" zu verstehen ist, ist nirgendwo geregelt. 
Während die Gerichte in normalen Fallkonstellationen heute weitgehend zu 
vorhersehbaren Ergebnissen gelangen, ist die Frage des Strafklageverbrauchs 
bei Dauerdelikten und fortgesetzten Delikten immer noch mit erheblichen 
Unsicherheiten belastet. Verwirrung und z.T. heftige Kritik hat insbesondere 
die Ansicht des BGH ausgelöst, auf das sog. Organisationsdelikt des § 129 
StGB sei die fiir fortgesetzte Handlungen und Dauerstraftaten entwickelte 
Rechtsprechung nicht übertragbar. 

Ziel dieser Arbeit ist es, widerspruchsfreie Kriterien fiir die Anwendung des 
prozessualen Tatbegriffes auf Dauer- und Organisationsdelikte zu entwickeln, 
die insbesondere rur den Strafklageverbrauch vernünftige und vor allem 
vorhersehbare Ergebnisse ermöglichen. 

Zu diesem Zweck erfolgt nach einer zusammenfassenden Darstellung des 
Diskussionsstandes zum prozessualen Tatbegriff (1. Teil) zunächst eine einge-
hende Behandlung der Rechtsfiguren Dauer- und Organisationsdelikt sowie 
deren konkurrenzrechtlicher Besonderheiten (2. und 3. Teil) und anschließend 
eine ausfiihrliehe Behandlung der Frage des Strafklageverbrauches bei Dauer-
und Organisationsdelikten in verschiedenen Konstellationen. Dabei soll nach 
einer Darstellung der Auffassungen in Rechtsprechung und Literatur auf der 
Grundlage der dabei gewonnenen Erkenntnisse jeweils ein eigener Lösungsan-
satz entwickelt werden (4. bis 7. Teil). 



J. Teil 

Geschichte und Meinungsstand zum prozessualen Tatbegriff 

I. Ursprung und Entwicklung des Satzes "ne bis in idem" 

1. Der Strafklageverbrauch bis zur Französischen Revolution 

Die Wurzeln des Satzes "ne bis in idem" reichen bis ins Römische Recht 
hinein, sogar bei den alten Griechen fmden sich schon Hinweise auf eine 
Diskussion der Idee, daß eine einmal ausgesprochene Entscheidung des 
Gerichts unabänderlich sein müsse. 1 Als die älteste rechtlich verbindliche 
Formulierung dieses Grundsatzes fiir einen Kriminalprozeß wird das Repetun-
dengesetz, ca. 123/122 v. ehr., meist "Lex Acilia repetundarum" genannt, 
angesehen2, das zivilrechtlichen Ursprungs ist.3 Der Repetundenprozeß betraf 
das Verfahren gegen römische Amtspersonen wegen Erpressung in den Unter-
tanengebieten, und seine Bedeutung fiir die weitere Entwicklung des römischen 
Strafverfahrens ist umstritten.4 Umstritten ist damit auch die weitere Fortgel-
tung der Rechtsgrundsätze des Repetundenverfahrens im römischen Quaesti-
onsverfahren5, so daß die These Mommsens, daß 

die Unabllnderlichkeit des Judicats, des billigen wie des unbilligen, das Fundament eines jeden 
Rechtsstaats, nachdem sie in das Strafrecht eingeftlhrt worden war, von dem römischen so 
lange aufrecht gehalten worden ist, als er selber aufrecht stand6, 

nicht unwidersprochen geblieben ist.? Tatsächlich gibt es viele Hinweise 
darauf, daß jedenfalls die Sperrwirkung freisprechender Urteile über weite 

1 Demosthenes (384 - 322 v. ehr.) in seiner Rede gegen Nausimachos, zitiert nach Neuhaus, 
Der strafverfahrensrechtIiche Tatbegriff - "ne bis in idem", Vorwort. 

2 Landau, S. 124. 
3 Landau, S. 126. 
4 Vgl. einerseits Mommsen, S. 190, andererseits Kunkel, S. 13 f. 
5 Landau, S. 127. 
6 Mommsen, S. 451. 
7 Landau, S. 127. 
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Strecken nur sehr beschränkte Gültigkeit hatte8 und eventuell in der letzten 
Epoche des römischen Reiches sogar ganz aus dem Strafprozeßrecht verdrängt 
war.9 In den Corpus Iuris Civilis fand die Rechtskraft des freisprechenden 
Urteils im akkusatorischen Verfahren aber Eingang lO und prägte so die spätere 
Rechtsentwicklung. 

Eine erhebliche Weiterentwicklung erfuhr der "ne-bis-in-idem"-Satz im 13. 
Jhd. durch die kanonische Rechtswissenschaft unter Rückgriff auf die Autoren 
der pseudo-isidonischen Fälschungen des 9. Jh.ll Insbesondere wurde die 
Gültigkeit nicht nur rur akkusatorische, sondern auch rur Inquisitionsverfahren 
anerkannt und uneingeschränkt auch auf verurteilende Erkenntnisse erstreckt. 12 

2. Die Entwicklung in Frankreich 

Mit der Französischen Revolution und ihrem liberalen Gedankengut erlebte 
auch der Rechtskraftgedanke neuen Auftrieb. Schon 1791 wurde der Rechtssatz 
"ne bis in idem" gesetzlich fixiertB und fand im Jahre 1810 auch Eingang in 
den Napoleonischen Code d'Instruction criminelle, die französische StPO. 
Wesentlicher Fortschritt dieser Regelungen war die weite Auslegung des 
"idem". Während sich bei den Römern l4 und auch noch bei Bartolus und 
Baldus15 der Verbrauch der Strafklage nur auf das Verbrechen, d.h. die recht-
lich qualifizierte Straftat bezog und eine strafbare Handlung aus anderen recht-
lichen Gesichtspunkten nochmals verfolgt werden konnte, galt das Verbot einer 
zweiten Strafverfolgung nun auch hinsichtlich sämtlicher Tatsachen, auf die 
die frühere Anklage gegründet warl6: 

Toute personne acquittee legalement ne pourra plus etre reprise ni accusee a raison du meme 
jaitY 

S Landau, S. 127 ff.; Liebs, S. 125 ff.; rur das frühere Strafverfahren: Mommsen, S. 450 oben. 
9 Landau, S. 134. 
10 Landau, S. 134. 
11 Landau, S. 152. 
12 Landau, S. 152. 
13 C.J.A. Mitterrnaier, Ade 1850, IV, S. 497 ff. (499); Neuhaus, "ne bis in idem", S. 31. 
14 Landau, S. 131. 
15 Heffter, Non bis in idem, S. 10. 
16 C.J.A. Mitterrnaier, AdC, S. 499. 
17 Wer gesetzlich freigesprochen ist, kann wegen derselben Tat(sache) nicht wieder ergriffen 

oder angeklagt werden. 

2 Cording 


